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Sehr geehrte Leserin,  
sehr geehrter Leser, 
 
„Die Kirchen stehen in der biblischen und 
christlichen Tradition von Recht und Erbar-
men. Gott fordert die Menschen nachdrücklich 
dazu auf, aus Erbarmen zu handeln und sich 
für Recht und Gerechtigkeit einzusetzen. Des-
halb bemühen sich Christen um Arme, aber 
auch um gerechtere Strukturen in der Gesell-
schaft, die geeignet sind, Armut zu verhin-
dern.“1

 
Auftrag der Jugendsozialarbeit ist der Einsatz 
für junge Menschen mit Benachteiligungen 
und für ihre gesellschaftlichen Rechte. Allen 
Leserinnen und Lesern und allen, die sich mit 
uns im Jahr 2005 fachlich und politisch für 
junge Menschen engagiert haben, sei herzlich 
gedankt. 
 
Ich wünsche Ihnen, auch im Namen des Vor-
standes und aller Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter der LAG KJS NRW, ein gesegnetes Weih-
nachtsfest und ein gelingendes Jahr 2006. 
 

 
Thomas Pütz M.A. 
Geschäftsführung 

                                                 
1 Für eine Zukunft in Solidarität und Gerechtigkeit. Wort 
des Rates der Evangelischen Kirche in Deutschland und 
der Deutschen Bischofskonferenz zur wirtschaftlichen und 
sozialen Lage in Deutschland 1997, S. 249 

A ktuelles aus der Jugendsozial-  

         arbeit 
 
 
Landesregierung bricht Versprechen 
Per Pressemitteilung vom 09.12.2005 teilt das 
Ministerium für Generationen, Familie, Frauen 
und Integration NRW (MGFFI) mit, dass eine 
Aufstockung der Kinder- und Jugendförderung 
auf 96 Millionen Euro ab 2006 derzeit „fi-
nanzpolitisch nicht zu verantworten“ sei, 
vielmehr seien im Haushaltsentwurf wieder 
75,1 Millionen Euro vorgesehen. 

 
Im Kinder- und Jugendfördergesetzes NRW 
(KJFöG) hatte sich die alte Landesregierung 
verpflichtet, zunächst bis zum Jahr 2010 jähr-
lich 96 Millionen Euro für die Kinder- und Ju-
gendarbeit, die Jugendsozialarbeit und den 
erzieherischen Kinder- und Jugendschutz zur 
Verfügung zu stellen, hatte das Gesetz jedoch 
gleichzeitig unter Haushaltsvorbehalt gestellt. 
Von diesem Haushaltsvorbehalt macht die 
neue Landesregierung nun Gebrauch, obwohl 
sie in Oppositionszeiten sogar noch weiterge-
hende Forderungen formuliert hatte. 
Irritierend und ärgerlich ist auch die Aussage 
des MGFFI in der oben genannten Pressemit-
teilung, dass „im Vordergrund“ der Förderung 
die offene, verbandliche und kulturelle Ju-
gendarbeit stehe, obwohl das Gesetz den Titel



„Gesetz zur Förderung der Jugendarbeit, der Ju-
gendsozialarbeit und des erzieherischen Kinder- 
und Jugendschutzes“ trägt. Die Jugendsozialarbeit 
und damit die Förderung sozial benachteiligter 
und individuell beeinträchtiger junger Menschen 
steht damit im Hintergrund – eine Folge vor allem 
der von Sachunkenntnis und Sparzwängen der 
Kommunen geprägten Debatte um den Nachrang 
des § 13 SGB VIII gegenüber dem SGB II (siehe 
nachfolgender Bei-
trag). 
 
Die LAG KJS NRW hat 
im Rahmen ihres 
pluralen Trägerzu-
sammenschlusses 
auf Landesebene in 
der zweiten Jahres-
hälfte diverse Ge-
spräche mit den 
Vertretern aller Frak-
tionen im Landtag 
geführt, um auf die 
rechtlichen Regelungen und die entgegenstehen-
den Bedarfe junger Menschen aufmerksam zu 
machen - bislang ohne Erfolg. Weitere Gespräche, 
auch mit der Fachebene des MGFFI und Minister 
Laschet, sind für Dezember 2005 und Januar 2006 
geplant. 
 
Es ist richtig, den Haushalt zu konsolidieren und 
die Neuverschuldung des Landes zu verringern, 
damit unseren Kinder und Jugendlichen nicht spä-
ter jeglicher sozialer und finanzpolitischer Gestal-
tungsspielraum genommen wird. Aber es ist völlig 
paradox, dies auf Kosten unserer Kinder und Ju-
gendlichen zu tun! Bis zu einer Verabschiedung 
des Haushaltsgesetzes voraussichtlich im Sommer 
2006 bleibt also noch viel Überzeugungsarbeit zu 
leisten. 
 
 
Nachrangigkeit des § 13 SGB VIII gegenüber 
dem SGB II wurde aufgehoben 
Die Akteure der Jugendsozialarbeit waren scho-
ckiert, als mit Inkrafttreten des SGB II ab 
01.01.2005 auch das SGB VIII geändert wurde und 
die Jugendsozialarbeit vom Gesetzgeber als nach-
rangig gegenüber dem SGB II eingestuft wurde. 
 
Die Folge dieser Gesetzesänderung war eine Flucht 
der Kommunen aus der Finanzierung der Leistun-
gen der Jugendsozialarbeit, die auch die Aufhe-
bung dieses Nachrangs zum 01.10.2005 durch das 
Kinder- und Jugendhilfeweiterentwicklungsgeset-
zes (KICK) bislang nicht stoppen konnte. 

Fakt ist jedoch, dass es mit Inkrafttreten des KICK 
keine Leistungskonkurrenzen mehr gibt, da es zu  
§ 3 Abs. 2 (Vermittlung in Arbeit, Ausbildung und 
Arbeitsgelegenheit), § 14 (Persönlicher Ansprech-
partner), § 15 (Eingliederungsvereinbarung) und  
§ 16 SGB II (SGB III-Leistungen, Schuldnerbera-
tung, Suchtberatung, psychosoziale Betreuung) in 
§ 13 SGB VIII keine entsprechenden Leistungen 
gibt. 

Allerdings gilt weiterhin, dass 
sozialpädagogisch begleitete 
Ausbildungs- und Beschäfti-
gungsmaßnahmen im Rah-
men der Jugendhilfe nur an-
geboten werden sollen, wenn 
die Ausbildung nicht durch 
Maßnahmen und Programme 
anderer Träger und Organisa-
tionen sichergestellt wird  
(§ 13 Abs. 2 SGB VIII). 
 
Der Träger der Jugendhilfe ist 
demnach konkurrenzlos zu-

ständig für junge Menschen mit erhöhtem Unter-
stützungsbedarf gemäß § 13 Abs. 1 SGB VIII, die 
- unter 15 Jahre alt sind, 
- über 25 und unter 27 Jahre alt sind, 
- über 15 und unter 25 Jahre alt, erwerbsfähig, 

aber nicht hilfebedürftig im Sinne des SGB II 
sind, 

- die keinen ALGII-Antrag stellen, 
- Ausländer ohne Arbeitserlaubnis sind, 
- aus dem System des SGB II herausfallen. 
 
Für nach dem SGB II erwerbsfähige und hilfebe-
dürftige junge Menschen im Alter zwischen 15 und 
24 Jahren mit erhöhtem Unterstützungsbedarf 
gemäß § 13 Abs. 1 SGB VIII sind der Träger der 
Jugendhilfe und der Träger der Grundsicherung 
gleichrangig zuständig (das Jobcenter für die Ver-
mittlung, die Jugendhilfe für die sozialpädagogi-
schen Hilfen). 
 
Neben Jugendkonferenzen und Arbeitsgemein-
schaften nach § 78 SGB VIII bieten sich als Instru-
ment für die Umsetzung dieser gleichrangigen 
Zuständigkeiten auf der Fallebene Hilfeplange-
spräche analog § 36 SGB VIII unter Beteiligung des 
Jugendlichen sowie der Fachkräfte aus Jobcenter 
und Jugendhilfe an. Hier kann entschieden wer-
den, ob und ggf. welche Hilfe der junge Mensch 
aus dem Leistungskatalog des SGB II bzw. des 
SGB VIII benötigt und wer das Fallmanagement 
übernimmt. 

  

  



Umsetzung Hartz IV für Jugendliche unter 25 
„Erwerbsfähige Hilfebedürftige, die das 25. Le-
bensjahr noch nicht vollendet haben, sind unver-
züglich nach Antragstel-
lung auf Leistungen nach 
diesem Buch in einer Ar-
beit, Ausbildung oder eine 
Arbeitsgelegenheit zu ver-
mitteln.“ Dieses Buch ist 
das neue Sozialgesetzbuch 
II „Grundsicherung für 
Arbeitsuchende“, auch 
unter dem Namen „Hartz 
IV“ bekannt. Es enthält 
neben den besonderen 
Vorschriften zur berufli-
chen Integration junger 
Menschen (§ 3 Abs. 2 SGB 
II) auch Regelungen zur 
Streichung sämtlicher Zu-
schüsse (außer für Unter-
kunft und Heizung) z. B. 
bei fehlender Mitwirkung 
bei der beruflichen Einglie-
derung (§ 31 Abs. 5 SGB II). 
„Fördern und Fordern“ heißt die Devise, mit der 
junge Leute schnell und umfassend beruflich in-
tegriert werden sollen. § 16 SGB II beschreibt hier-
für eine große Anzahl von „Leistungen zur Einglie-
derung“. Die LAG KJS NRW hat im Laufe des Jahres, 
z. T. mit anderen Organisationen gemeinsam, 
mehrmals darauf hingewiesen, dass Arbeitsgele-
genheiten mit Mehraufwandsentschädigung nach 
§ 16 Abs. 3 SGB II nicht das geeignete Mittel zur 
beruflichen Integration junger Menschen sein kön-
nen. Vorrangig muss die Vermittlung in Ausbildung 
oder Arbeit auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt 
angestrebt werden. Die ersten Erfahrungen der 
beteiligten Träger mit den Arbeitsgelegenheiten  
(„1 Euro-Jobs“) zeigen, dass sie zumindest für 
junge Arbeitslose nur als ultima ratio eingesetzt 
werden. Mit anderen Regelungen, wie der Durch-
führung von Jugendkonferenzen zur Abstimmung 
der Angebote für die Zielgruppe „U 25“ verhält es 
sich ungünstiger. Auch knapp ein Jahr nach Einfüh-
rung der neuen gesetzlichen Grundlage ist die 
Durchführung von Jugendkonferenzen nach wie vor 
die Ausnahme.  
 
 
Neues Fachkonzept für berufsvorbereitende 
Bildungsmaßnahmen 
Das neue Fachkonzept für berufsvorbereitende 
Bildungsmaßnahmen stellte ab dem Ausbildungs-
jahr 2004/05 die Berufsvorbereitung der Bundes-
agentur für Arbeit auf eine neue Grundlage. Wich-

tige Elemente sind die Auflösung der Maßnahme-
kategorien, veränderte Förderdauer, die Einfüh-
rung von Eignungsanalyse, Bildungsbegleitung – 

neben der Sozialpädagogik –  und 
eine Qualifizierungsplanung. Dies 
brachte mehrere formale und inhalt-
liche Änderungen in der Durchfüh-
rung der Maßnahmen mit sich. Die 
katholischen Träger der Jugendbe-
rufshilfe in NRW haben sich hiermit 
– und mit dem Verfahren der zentra-
len Ausschreibung berufsfördernder 
Maßnahmen der Bundesagentur für 
Arbeit – schon im Frühjahr 2005 
befasst und Änderungsvorschläge 
erarbeitet. Sie sind schriftlich an die 
hierfür zuständigen Stellen ge-
schickt worden. Zusammen mit Stel-
lungnahmen anderer Einrichtungen 
und Träger haben Sie dazu geführt, 
dass das neue Fachkonzept für die 
berufsvorbereitenden Bildungsmaß-
nahmen, das von der Bundesagen-
tur für Arbeit von Anfang an als „ler-
nendes Konzept“ bezeichnet worden 

ist, an mehreren Stellen überarbeitet werden soll: 
- Der Personalschlüssel soll verbessert werden, 
- die Anzahl der jungen Rehabilitanden je Los 

soll auf einen niedrigen Prozentsatz begrenzt 
werden, 

- es sind höhere Vermittlungsprämien für regu-
läre Vermittlung vorgesehen. 

- Die Vertragslaufzeit soll verlängert werden. 
 
 
Werkstattjahr 
Im Herbst 2005 hatten in Nordrhein-Westfalen ca. 
36.000 Jugendliche noch keine Lehrstelle gefun-
den; manche von ihnen suchten bereits seit meh-
reren Jahren. Sie werden derzeit in speziellen Klas-
sen der Berufskollegs unterrichtet. Jetzt hat die 
neue NRW-Landesregierung für sie ein „Werkstatt-
jahr“ eingeführt, das in einem Wechsel von Be-
rufsschule, Unterweisung bei einem außerbetrieb-
lichen Träger und Betriebspraktikum jungen Men-
schen berufliche Grundqualifikationen und die 
nötigen Arbeitstugenden vermittelt. Auch katholi-
sche Träger der Jugendberufshilfe beteiligen sich 
an der Maßnahme, die zum 01.11.2005 gestartet 
ist. Die kurze Vorbereitungszeit auf das neue Pro-
gramm, mangelnde Absprachen mit den Koopera-
tionspartnern Berufskollegs und Kammern und 
schließlich die Ansprache und Überzeugung der 
möglichen Teilnehmer/innen bereiten noch Prob-
leme. Bis zum nächsten Start im kommenden Aus-

   

   



bildungsjahr müssen diese Schwierigkeiten beho-
ben sein. 
 
 
Profilbildung der Jugendmigrationsdienste 
Das Jahr 2005 ist das Startjahr der Umsetzung der 
neuen Grundsätze in der Arbeit der Jugendmigrati-
onsdienste (JMD), gleichzeitig soll das jugendspe-
zifische Profil der Hilfen für die jungen zugewan-
derten Menschen weiter ausgearbeitet werden. 
 
Gezielte Unterstützung und Einbeziehung der mit-
gebrachten Potenziale der jungen Menschen gehö-
ren auch zu den jugendspezifischen Ansätzen. So 
werden die jungen Zuwanderer bei der Beratung 
mit Hilfe des Integrationsförderplans in großem 
Maße gefordert, selbst aktiv und verantwortungs-
voll eigene Integrationsschritte zu planen und 
durchzuführen. In diesem wichtigen Lernprozess 
stehen die Mitarbeiter der JMD nicht nur als Bera-
ter und Vermittler zur Seite, sondern auch als Ver-
trauensperson und Pädagoge, um die mitgebrach-
ten sozialen Handlungskompetenzen kritisch zu 
hinterfragen und die nicht ausreichenden zu erler-
nen. Auch bei der sozialpädagogischen Begleitung 
der Intensivsprachkursteilnehmer sollen die jun-
gen Menschen befähigt werden, Verantwortung für 
eigenes soziales Handeln zu übernehmen.  
 
Bei der Umsetzung dieser Ansätze können die 
Mitarbeiter der JMD bald auf die Software integra-
te! zurückgreifen. Dieses Programm wurde im Auf-
trag der LAG KJS NRW erstellt und wird ab Anfang 
2006 allen katholischen JMD in Deutschland kos-
tenlos zur Verfügung stehen. 
 
 
Junge Zuwanderer werden zu „Coaches“ 
In der dreitägigen Schulung der Mitarbeiter/innen 
der JMD mit dem Thema „Kompetenzen erkennen, 
Verantwortung übernehmen“, ging es um neue 
Wege in der Gestaltung der sozialpädagogischen 
Arbeit für die Teilnehmer der Integrationssprach-
kurse. Die Tagung wurde von der LAG KJS NRW in 
Kooperation mit dem buddY e.V. durchgeführt. Ziel 
des Buddy-Ansatzes ist es, junge Menschen als 
„Coaches“ für die Mitglieder ihrer Peergruppe 
auszubilden. 
 
 
Interkulturelle Kompetenzen der sozialen Re-
geldienste 
In den Institutionen und Diensten, die für die In-
tegration von Migranten von besonderer Bedeu-
tung sind, werden seit den letzten Jahren verstärkt 
Ansätze zu einer interkulturellen Sensibilisierung 

der Mitarbeiter entwickelt. Interkulturelle Kompe-
tenz muss in zunehmendem Maße zu einem Quali-
tätsmerkmal nicht nur der Jugendmigrations-
dienste, sondern auch der sozialen Regeldienste 
werden. Um möglichst viele Akteure in diesen 
Prozess einzubeziehen, führen die Mitarbeiter der 
JMD in Zusammenarbeit mit der LAG KJS NRW di-
verse Informationsveranstaltungen und Tagungen 
für Partner wie Jugendberufshilfe, Schulsozialar-
beit, Polizei und Bewährungshilfe, Jugendämter 
und Drogenberatungen durch, die die Sensibilisie-
rung für die Gruppe der jungen Zuwanderer zum 
Ziel haben. 
 
 
Vernetzung und Kooperation der Jugendmigra-
tionsdienste 
Zunehmend wichtiger für die Arbeit der Jugend-
migrationsdienste wird die Vernetzung und Koope-
ration mit allen für die Klienten wichtigen Instituti-
onen und Einrichtungen. Dieser Arbeitsschwer-
punkt wurde als verbindliche Aufgabe durch das 
Bundesjugendministerium definiert. Die lokalen 
und regionalen Netzwerke sollen gefördert und 
vorhandene Förderinstrumente besser auf den 
Bedarf der unterschiedlichen Zielgruppen ausge-
richtet werden. Ein funktionierendes Netzwerk 
verbessert die Lobbyarbeit für die Zielgruppe und 
die beteiligten Netzwerkpartner/innen. 
Wie weit die JMD in örtliche Netzwerke eingebun-
den sind, zeigen die Ergebnisse der statistischen 
Erhebungen für das Jahr 2004. Danach arbeiten 
alle 13 JMD in katholischer Trägerschaft in NRW in 
städtischen oder stadtteilbezogenen Netzwerken 
aktiv mit. An der Hälfte der Standorte gibt es ju-
gendspezifische Netzwerke, in einigen dieser 
Netzwerke haben die JMD die Federführung. Bei 
allen inhaltlichen und konzeptionellen Entwick-
lungen steht die LAG KJS NRW mit aktuell aufgear-
beiteten Informationen beratend zur Seite. 
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